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Bundesärztekammer

Primärärztliche Versorgung soll  
zum Normalfall werden
Einen strukturierteren Zugang zu Gesund­
heitsleistungen, klar definierte Behand­
lungspfade und mehr sektoren- und berufs­
gruppenübergreifende Zusammenarbeit hat 
die Bundesärztekammer (BÄK) gefordert. Nur 
mit tiefgreifenden Strukturreformen lassen 
sich aus Sicht der Kammer die zukünftigen 
Herausforderungen in der medizinischen 
Versorgung meistern, die sich durch den de­
mografischen Wandel, den zunehmenden 
Fachkräftemangel und den medizinischen 
Fortschritt verschärften. Mit dem Konzept­
papier „Koordination und Orientierung in 
der Versorgung“ zeigt die BÄK jetzt Wege auf, 
wie eine solche Reform gelingen kann (www.
baek.de ). Sie plädiert dafür, die primärärzt­
liche Versorgung durch Haus- und Kinder­
ärzte zum Normalfall zu machen. Ihren „ers­
ten Anlaufpunkt“ wählen die Patienten 
demnach frei, aber für mindestens ein Jahr. 
Die Primärarztpraxis übernimmt die allge­
meinmedizinische Versorgung sowie die Ko­

Innovationsrückstand 
bei Arzneimitteln

Dem deutschen Markt fehlen 
seit 2015 mindestens 101 neu­
artige Arzneimittel, die in den 
USA bereits zugelassen sind. 
Gegenüber den USA habe 
Deutschland einen deutlichen 
Innovationsrückstand, erklärt 
der Verband der forschenden 
Pharma-Unternehmen (vfa). 
Zudem stünden Arzneimittel, 
die in der Europäischen Union 
zugelassen werden, der Ver­
sorgung bedeutend später zur 
Verfügung als in den USA.  
Dem vfa zufolge halten viele 
und zu komplizierte Regelun­
gen in der Erstattung sowie 
nicht genutzte Synergiepoten­
ziale in der europäischen Nut­
zenbewertung Pharmaunter­
nehmen davon ab, sämtliche 
neuen Arzneimittel in der EU 
und in Deutschland auf den 
Markt zu bringen.� jf 

Kurz gemeldet 

Umfrage: Jeder Dritte  
ist Allergiker

Mehr als jede dritte Person in 
Deutschland leidet an einer 
ärztlich diagnostizierten All­
ergie, über die Hälfte von ih­
nen hat eine Pollenallergie 
(59 Prozent). Das ist das Er­
gebnis einer Online-Befra­
gung von rund 2.000 Jugend­
lichen und Erwachsenen, die 
das Meinungsforschungsins­
titut Forsa im Auftrag des 
AOK-Bundesverbandes durch­
geführt hat. 34 Prozent der 
Allergiker gaben an, eine 
Hausstaub- beziehungsweise 
Milbenallergie zu haben. Wei­
tere 14 Prozent vermuten, 
ebenfalls eine Allergie zu ha­
ben, diese wurde jedoch nicht 
ärztlich diagnostiziert. Einer 
von vier Allergikern ist weder 
in ärztlicher Behandlung, 
noch plant er, sich in diese zu 
begeben. � jf

G-BA hält Fristen fast 
immer ein 

Der Gemeinsame Bundesaus­
schuss (G-BA) hat laut sei­
nem Fristenbericht im ver­
gangenen Jahr knapp 97 Pro­
zent der insgesamt 591 Bera­
tungsverfahren fristgerecht 
bearbeitet. Dabei handelte es 
sich um 252 laufende und 339 
abgeschlossene Verfahren. 
Der Gesetzgeber sieht für die 
Dauer von Beratungsverfah­
ren, zum Beispiel für die Nut­
zenbewertung neuer Arznei­
mittel oder die Bewertung 
neuer Untersuchungs- und 
Behandlungsmethoden für 
die ambulante Versorgung, 
Fristen vor. Der G-BA muss im 
Fristenbericht darstellen, wie 
viele Verfahren fristgerecht 
bearbeitet wurden und wel­
che nicht und muss die Grün­
de für eine Verzögerung an­
geben.� jf

Facharztprüfungen

Anmeldeschluss 
und Termine
Der nächste zu erreichende 
Prüfungszeitraum zur 
Anerkennung von Fach­
arztkompetenzen, Schwer­
punktbezeichnungen und 
Zusatz-Weiterbildungen bei 
der Ärztekammer Nordrhein 
ist vom 15. bis 19. September 
2025.
Anmeldeschluss: Freitag, 
18. Juli 2025
Ärztinnen und Ärzte, die 
zur Prüfung zugelassen 
sind, erhalten eine schrift­
liche Ladung mit dem ge­
nauen Prüfungstermin und 
der Uhrzeit mindestens 14 
Tage vorher. www.aekno.de/ 
Weiterbildung/Pruefungen
� ÄkNo

NRW.BANK

Zinsvergünstigte 
Darlehen 
Angehörige der freien 
Berufe können seit Mai 2025 
über die NRW.BANK ein 
zinsvergünstigtes Darlehen 
nutzen. Das Programm 
sieht einen gegenüber dem 
Marktzins um bis zu zwei 
Prozent niedrigeren Zins­
satz vor sowie abhängig 
von Investitionshöhe und 
Unternehmensgröße einen 
Tilgungsnachlass von fünf, 
zehn oder 20 Prozent. Die 
höchstmögliche Darlehens­
summe liegt bei zehn Milli­
onen Euro. Gefördert wer­
den sollen Investitionen 
zum Beispiel in die Digitali­
sierung der Geschäftspro­
zesse, in den Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz, in 
Elektromobilität und um­
weltfreundliche Technolo­
gien oder die Umstellung 
auf erneuerbare Energien. 
Mehr Informationen zum 
Förderprogramm unter 
www.nrwbank.de/ 
investzukunft.
� jf

Eine verbindliche  
Behandlungskoordi-
nation kann nach 
Ansicht der Ärzte-
schaft dazu bei-
tragen, „Doktor-
hopping“ und unnötige Doppeluntersuchungen zu ver-
meiden und dafür zu sorgen, dass Patienten dort be-
handelt werden, wo es ihren Beschwerden entspricht. �
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ordination notwendiger Weiterbehandlun­
gen. Bei chronisch Kranken kann auch der 
behandelnde Facharzt die Behandlungsko­
ordination übernehmen. Der Besuch von 
Gynäkologen und Augenärzten soll auch 
weiterhin ohne Überweisung möglich sein.  
Die BÄK begrüßte, dass sich auch Union und 
SPD in ihrem Koalitionsvertrag für mehr 
Steuerung in der Patientenversorgung aus­
gesprochen haben. � HK


